STADT MEERBUSCH

Niederschrift

Uber die 34. Sitzung des Ausschusses fur Planung und Liegenschaften am 10.12.2019
(10. Wahlperiode)
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Sitzungsort:  Blrgerhaus, Wittenberger StraBBe 21, 40668 Meerbusch-Lank, Raum 103 im 1. OG
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Ende der Sitzung:
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Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Vorsitzende fest, dass form- und fristgerecht geladen wur-
de und die Beschlussfahigkeit gegeben ist.

Offentliche Sitzung

1 Einwohnerfragestunde

Ein Vertreter der BUND Ortsgruppe Meerbusch begriBt es sehr, dass die Verwaltung eine Grindach-
satzung erarbeitet hat und Uberreicht der Verwaltung einen Ordner mit Informationsmaterialien.

2 Satzung zur Dachbegriinung in der Stadt Meerbusch
Vorlage: FB4/0943/2019

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat der Stadt, folgenden Beschluss zu
fassen:

Der Rat der Stadt Meerbusch beschlieBt aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fur das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.
666), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), in
Verbindung mit § 89 Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung, BauO
NRW), in Kraft getreten am 4. August 2018 und am 1. Januar 2019 (GV. NRW. 2018 S. 421); zuletzt
geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. Marz 2019 (GV. NRW. S. 193), in Kraft getreten am
10. April 2019 die Satzung zur Dachbegriinung in der Stadt Meerbusch (Grindachsatzung) in der als
Anlage zur vorliegenden Vorlage beigefligten Fassung.

Abstimmungsergebnis:

—
Q

Nein Enthaltungen

CDhU

SPD

FDP

Blndnis 90 / Die Griinen
UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei
Gesamt:

—_ | ININW( 0o

~

0 0

Ratsherr Schoenauer berichtet, dass die CDU-Fraktion sich von einem Fachmann fir Griindacher be-
raten habe lassen. Er beantragt den § 5 der Grindachsatzung um einen weiteren Absatz zu ergan-
zen:

Der Bauherr kann auf Antrag mit Vorlage einer Bescheinigung eines Fachbetriebes von der Verpflich-
tung gem. § 2 dieser Satzung befreit werden, wenn eine Dachfldche im Schatten liegt und fur eine
Begriinung nicht geeignet ist.


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17178&vd_back=N421&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10966&val=10966&seite=193&sg=0&menu=1

Ratsherr Rettig begrtf3t die Einfihrung der Grindachsatzung und fragt nach, ob diese auch dann
gelte, wenn fir ein bestehendes Plangebiet der Bebauungsplan keine Regelung zur Dachbegriinung
beinhalte.

Ausschussvorsitzender Damblon erlautert, dass der Bauherr in so einem Fall frei entscheiden kénne,
ob er von einer Dachbegriinung absieht. Die Grindachsatzung gilt nur im unbeplanten Innenbereich
nach § 34 BauGB. Eine Verpflichtung innerhalb von Bebauungsplanen muss im Bebauungsplan ent-
halten sein oder durch Anderung noch neu aufgenommen werden.

Ratsfrau Niederdellmann-Siemes betont, dass durch die Einfihrung der Griindachsatzung das Stadt-
klima verbessert werde.

Nach Abschluss der Diskussion lasst Ausschussvorsitzender Damblon Uber die beantragte Erganzung
und den Beschlussvorschlag gemeinsam abstimmen.

3 SchlieBung des Bahniibergangs Fiiggershofweg/Steinrath durch die Deutsche Bahn Netz AG
Vorlage: FB4/1064/2019

Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschlieBt die in der Anlage zur vorliegenden Vorlage
beigeflgten Stellungnahme zur SchlieBung des Bahnlberganges Fliggershofweg/Steinrath durch die
Deutsche Bahn Netz AG.

Abstimmungsergebnis:

—
QO

Nein Enthaltungen

CDhuU

SPD

FDP

BUndnis 90 / Die Griinen

UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei

= INN|W| 0o

Gesamt:

Ratsherr Schoenauer beantragt, die Stellungnahme der Stadt Meerbusch zur SchlieBung des Bahn-
Ubergangs Fuggershofweg/Steinrath um folgenden Aspekt zu ergdnzen: Falls der Bahnlbergang
geschlossen wird, muss zunachst der geplante Geh- und Radweg entlang des Strimper Wegs auf
Krefelder Stadtgebiet und der neue Bahniibergang Strimper Weg mit abgesetztem Uberweg in Be-
trieb sein, bevor der Ubergang Fliggershofweg/Steinrath beseitigt werden kann.

Ausschussvorsitzende Damblon ldsst Uber die beantragte Erganzung und den Beschlussvorschlag
gemeinsam abstimmen.



4 Taktverdichtung der Buslinien SB 51 und 830/831 sowie der Stadtbahnlinie U76
Vorlage: Dezlll/1058/2019

Beschluss:

1.) Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschlie3t, das derzeitige Fahrplanangebot
auf der Buslinie SB 51 im Rahmen des Schnellbuskonzeptes der Rheinbahn auf einen 20 bzw.
30 Minuten Takt von Montag bis Samstag und einen 60 Minuten Takt am Sonntag auszu-
weiten.

2.) Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschlie3t, das derzeitige Fahrplanangebot
auf den Buslinien 830/831 an Samstagen auf einen 20 Minuten Takt auszuweiten.

3.) Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschliet, das derzeitige Fahrplanangebot
auf der Stadtbahnlinie U76 an Samstagen auf einen 20 Minuten Takt auszuweiten

Abstimmungsergebnis:

—
Q

Nein Enthaltungen

Ccbu

SPD

FDP

Blndnis 90 / Die Griinen
UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei
Gesamt:

== INN|W| 0o

Ausschussvorsitzender Damblon verweist auf die Beratungsvorlage mit dem Vorschlag einer
Taktverdichtung der Buslinien S 51 und 830/831 sowie der Stadtbahnlinie U 76. Die MaBnahme
wird von allen Fraktionen als weiterer Schritt zur Attraktivitatssteigerung des OPNV begriiBt.

Auf Nachfrage von Ratsherrn Rettig nach der Finanzierung der allgemeinen Verbandsumlage er-
ldutert Burgermeisterin Mielke-Westerlage die Eckpunkte. Von den 26 Gebietskdrperschaften des
VRR wirde insgesamt eine allg. Verbandsumlage von 600 Mio. € aufgebracht. Hiervon entfielen
4,418 Mio. € auf Kommunen im RK Neuss, davon 2,843 Mio. € auf die Stadt Meerbusch. Im
Marz 2020 wirde die Verbandsumlage fir das Jahr 2020 verhandelt.

Als Ergebnis des lokalen Anhérungsgespraches sei im Januar 2018 zwischen dem RK Neuss und
der Rheinbahn AG mit Zustimmung der Stadt Dusseldorf im April 2018 eine Vereinbarung ge-
schlossen worden, in der Hochstbetrdge bis zum Jahre 2042 vereinbart worden seien.

Zur besseren Ubersicht sind die bisher geltenden Betrdge und Betriebsleistungen in der nachste-
henden Tabelle dargestellt. Die Zeile ,, 2020 It. Vereinbarung” enthalt die vorgenannten vertrag-
lich vereinbarten Hochstbetrage.

Aufgrund der defizitéren Situation des Unternehmens sei die Rheinbahn nun auf Kommunen zu-
gegangen mit dem Wunsch, die Preise wie in der letzten Zeile dargestellt Gber die Hochstbetrage
hinaus drastisch anzuheben. Mehrleistungen durch Erhéhung von Taktfrequenzen und hoherer
Fahrleistung mdssten selbstverstandlich finanziert werden. Fur weitere Erhdhungen mdissten
konkrete MaBnahmen zur Attraktivitatssteigerung angesto3en sein. Zudem mdisse geprift wer-



den, welche Auswirkungen auf die Umlagen die vom Bund bereitgestellte Erhéhung der Zu-
schisse um 1,2 Milliarden jahrlich von 2020 bis 2023 hatten.

Preis pro Ki- Kilometer- Kosten Bus Preis pro Ki- Kllqmeter- Kosten Bahn
Jahr . . Leistung .
lometer Bus | Leistung Bus insgesamt lometer Bahn Bahn insgesamt
2017 (RE) 0,72 € 1.218.000 876.950,- € 3,49 € 445.000 | 1.553.050,- €
2018 (VE) 0,75 € 1.408.000 1.056.000,- € 3,50 € 453.000 | 1.585.500,- €
2019 (VE) 0,75 € 1.465.000 1.098.750,- € 3,50 € 453.000 | 1.585.500,- €
ZQZO 0,80 € 1.465.000 1.172.000,- € 3,80 € 453.000 | 1.721.400,- €
(It. Vereinbarung)
2020
(Vorschlag Rhein- 71,04 € 7.465.000 1.523.600- € 397 € 453.000 | 1.798.410,- €
bahn)

Nach Abschluss der Diskussion lasst Ausschussvorsitzender Damblon Uber den Beschlussvorschlag
abstimmen.

5 Antrage

5.1 Antrag der SPD-Fraktion vom 03.06.2019 aus der Sitzung des Sozialausschusses vom
18.09.2019: Konzept fiir Wohnungslose
Vorlage: FB4/0285/2019

Beschluss:

Der Ausschuss far Planung und Liegenschaften beauftragt die Verwaltung mit der Suche eines fur
den Neubau einer Obdachlosenunterkunft geeigneten Grundstickes mit Darstellung der erforderli-
chen planungsrechtlichen Voraussetzungen. Unter dem Vorbehalt, dass der Rat der Mittelbereitstel-
lung fur das Neubauvorhaben in den Haushalt 2020 zustimmt, soll die bauliche Realisierung mog-
lichst bereits in 2020 erfolgen.

Abstimmungsergebnis:

—
QO

Nein Enthaltungen

CDhuU

SPD

FDP

BUndnis 90 / Die Grinen

UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei

=== IN[N|W]|0o

Gesamt: 7 0 0

Ratsfrau Niederdellmann-Siemes fihrt aus, dass aus Sicht der SPD-Fraktion dringender Handlungsbe-
darf zum Neubau einer Obdachlosenunterkunft bestehen wurde.

Birgermeisterin Mielke-Westerlage erklart, derzeit seien in den Gebduden Strimper Str. 81 + 83 20
Asylbewerber und 20 Obdachlose untergebracht. Aus Sicht der Verwaltung sei eine temporare Um-
siedlung der Obdachlosen in Asylbewerberheime aufgrund diverser Problemlagen nicht vertretbar.
Zudem sei beabsichtigt, die Asylbewerber vom Standort Frobelstr. — insgesamt rd. 110 Personen —




bei Entwicklung der Flachen der ehemaligen BGS auf freie Platze in den Ubrigen Asylbewerberunter-
kanften umzusiedeln, so dass sich die Anzahl der derzeit freien Platze an diesen Standorten deutlich
minimiere. Insofern scheide die derzeitige Flache an der Strimper Str. fir ein Neubauvorhaben aus.
Als Ergebnis der anschlieBenden Diskussion konkretisiert Ausschussvorsitzender Damblon den Be-
schlussvorschlag, Uber den dann abgestimmt wird.

6 Anfragen

Es liegen keine Anfragen vor

7 Bericht der Verwaltung/Beschlusskontrolle

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen keine Wortmeldungen vor.

8 Termin der nachsten Sitzung: 06. Februar 2020

Die nachste Sitzung des Ausschusses fir Planung und Liegenschaften findet am 06. Februar 2020
statt.

9 Verschiedenes
9.1 Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes - weiteres Vorgehen

Ausschussvorsitzender Damblon bittet den Ausschuss, sich zur Stellungnahme der Bezirksregierung
zu den Anderungswiinschen zu duBern.

Ratsherr Peters erklart, dass die Fraktion Bindnis 90/Die Grinen der Stellungnahme der Bezirksregie-
rung hinsichtlich der Sortimentsliste zustimme, allerdings nicht der Veranderung der Einzugsbereiche
fur den zentralen Versorgungsbereich (ZVB) Osterath.

Ratsherr Schoenauer schlagt vor, die Sortimentsliste entsprechend des Gutachtens beizubehalten
und den Nonfood-Discounter Action in den ZVB Osterath an der &stlichen Meerbuscher Stra-
Be/angrenzend zur Bahnlinie aufzunehmen.

Ratsherr Weyen schldgt vor, auch das Geldnde des Lebensmittelmarktes Edeka in den zentralen Ver-
sorgungsbereich Osterath aufzunehmen.

Ratsherr Focken erklart, dass die SPD-Fraktion die Auffassung der CDU-Fraktion teile.

Nach Abschluss der Diskussion konkretisiert Ausschussvorsitzender Damblon die drei gestellten An-
derungsvorschldge, Uber die dann abgestimmt wird.



1. Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschlieBt, dass der Nonfood-Discounter Action in
den zentralen Versorgungsbereich Osterath im Bereich Meerbuscher Stra3e an der 6stlichen Meerbu-
scher StraBBe/angrenzend zur Bahnlinie aufzunehmen ist.

Abstimmungsergebnis:

—
QO

Nein

Enthaltungen

Cbu

SPD

FDP

BUndnis 90 / Die Griinen

UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei

Gesamt:

—_ =N W|00

(e)]

Ratsherr Qual3 nimmt an der Abstimmung nicht teil.

2. Beschluss:

Der Ausschuss flr Planung und Liegenschaften beschlieft,

das Geldnde des Lebensmittelmarktes

Edeka in den zentralen Versorgungsbereich Osterath aufzunehmen.

Abstimmungsergebnis:

Ja Nein Enthaltungen
CbuU 8
SPD 3
FDP 2
Bundnis 90 / Die Grlinen 1
UWG/Freie Wahler 1
DIE LINKE und Piratenpartei
Gesamt: 3 13 0

Ratsherr Qual3 nimmt an der Abstimmung nicht teil.

3. Beschluss:

Der Ausschuss fur Planung und Liegenschaften beschlie8t, dass die beschlossenen Sortimente ,,Fahr-
rad / -zubehor (ohne Bekleidung)” und ,,M6bel, Antiquitdten inkl. Kiicheneinrichtungen, Biromébel,

Badmobel, Gartenmobel” nicht zentrumsrelevant werden.



10

Abstimmungsergebnis:

—
QO

Nein Enthaltungen

Cbu

SPD

FDP

Blndnis 90 / Die Griinen
UWG/Freie Wahler

DIE LINKE und Piratenpartei
Gesamt:

—_ =N W|00

Ratsherr Qual3 nimmt an der Abstimmung nicht teil.

9.2 1. Anderung des Regionalplans Diisseldorf (RPD) - Mehr Wohnbauland am Rhein - Zweite
Offentlichkeitsbeteiligung

Frau Briese berichtet, dass die Bezirksregierung Dusseldorf im Zuge der 1. Anderung des Regional-
plans Dusseldorf (RPD) - Mehr Wohnbauland am Rhein - eine zweite Beteiligung der Offentlichkeit
vom 06. Dezember 2019 bis zum 17. Januar 2020 durchfuhrt. Die Flache NE_Mee_01 auf Meerbu-
scher Stadtgebiet ist nunmehr nicht mehr Gegenstand der 1. Anderung des Regionalplans Dissel-
dorf. Alle anderen Anderungsflachen bleiben erhalten.

Eine beantragte Fristverlangerung zur Stellungnahme wurde seitens der Bezirksregierung nicht ge-
wahrt.

Eine erneute Stellungnahme ist verfahrensrechtlich nicht erforderlich, soll jedoch im Tenor der ersten
Stellungnahme abgegeben werden.

Meerbusch, den 16. Dezember 2019

Werner Damblon Christina Ruban
Ausschussvorsitzender SchriftfUhrer/in



	Tagesordnung
	inhaltsverzeichnis
	Anwesenheit
	Name
	Ergaenzung
	Text
	Entschuldigt
	BM_TEXT1
	Vorlage
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

